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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Angelegenheiten der inneren Verwaltung 

(8. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 2411 - 


betr. Ausbildungsbeihilfen für jugendliche Evakuierte 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Renger: 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU — Druck- 
sache 2411 — war dem Ausschuß für Angelegen- 
heiten der inneren Verwaltung — federführend — 
und dem Ausschuß für Jugendfragen zur Mitbe- 
ratung vom Bundestag am 27. Juni 1956 überwie- 
sen worden. Der mitbeteiligte Ausschuß für Ju- 
gendfragen hat seine Stellungnahme mit Schrei- 
ben vom 13. September 1956 abgegeben. 

Der Ausschuß für Angelegenheiten der inneren 
Verwaltung hat bei der Erörterung des Antrags 
— • Drucksache 2411 — einmütig die Auffassung ver- 
treten, daß durch die Gemeinsamen Rundschrei- 
ben der Bundesminister des Innern, der Finanzen 
und für Arbeit vom 15. August 1953 sowie der 
Bundesminister für Vertriebene, des Innern und 
der Finanzen vom 27. September 1954 für die 
jugendlichen Evakuierten, die nicht unter die Be- 
stimmungen der Kriegsfolgenhilfe fallen, ausrei- 
chende Richtlinien ergangen sind. Auf Grund des 
§ 16 Abs. 3 werden „nach Maßgabe der vom Bund 
zu erstattenden Kosten Ausbildungsbcihilfen für 
nicht ausgleichberechtigte jugendliche Evakuierte 
gewährt“. Durch das Gemeinsame Rundschreiben 
der Bundesminister des Innern, der Finanzen und 
der Vertriebenen vom 27. August 1954 sind die 
Ausbildungsbeihilfen auf alle Berufsarten sowie 
auf Mittelschüler, höhere Schüler und Studenten 
ausgedehnt worden. 


Nach dem Vierten Überleitungsgesetz ist vom 
1. April 1955 ab die Erstattung der Kosten durch 
den Bund von 85 v. H. durch eine Pauschalierung 
ersetzt worden. Als Berechnungsgrundlage wurde 
der Zeitraum vom Juli 1953 bis Juni 1954 ange- 
nommen. Der Bund verpflichtet sich, für das Jahr 
1955 110 V. H. der Kosten zu erstatten, für das 
Jahr 1956 95 y. H. Dem sich verringernden Zu- 
schuß lag die Überlegung zugrunde, daß im Laufe 
der Jahre die in Frage kommenden Personengrup- 
pen zahlenmäßig absinken. 

Einige Länder haben den Richtlinien entsprochen 
und die Ausbildungsbeihilfen weitergezahlt. 
Andere dagegen sind in der Gewährung der Aus- 
bildungsbeihilfen sehr zurückhaltend gewesen. 

Da der Bund auf die Finanzgebarung der Län- 
der keine Einwirkungsmöglichkeit hat, ist der Aus- 
schuß zu dem Beschluß gekommen, die Bundes- 
regierung zu ersuchen, die Länder an ihre sozialen 
Verpflichtungen zu erinnern und entsprechend den 
genannten Rundschreiben zu verfahren. 


Bonn, den 16. Oktober 1956 

Frau Renger 

Berichterstatterin 


Ausschußantrag umseitig 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

-die Länder auf die soziale Notwendigkeit hinzu- 
weisen, für die dringliche Auszahlung der zu ge- 
währenden Ausbildungsbeihilfen an nicht kriegs- 
sachgeschädigte jugendliche Evakuierte im Rah- 
men der Bestimmungen des § 13 Abs. 3 des Bun- 
desevakuiertengesetzes und der Gemeinsamen 
Rundschreiben der Bundesminister des Innern, der 
Finanzen und für Arbeit vom 15. August 1953 so- 
wie der Bundesminister für Vertriebene, des 
Innern und der Finanzen vom 27. September 1954 
zu sorgen. 


Bonn, den 16. Oktober 1956 


Der Ausschuß für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 


Maier (Freiburg) 

Vorsitzender 


Frau Renger 

Berichterstatterin 



